
Atommüllproduktion stoppen statt Kantone
entmachten

Autor(en): Braunwalder, Armin

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Energie & Umwelt : das Magazin der Schweizerischen Energie-
Stiftung SES

Band (Jahr): - (2002)

Heft 4: Wasserzinse unter Druck

Persistenter Link: https://doi.org/10.5169/seals-586980

PDF erstellt am: 30.04.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-586980


Nach dem Wellenberg-Nein

Atommüllproduktion stoppen statt Kantone
entmachten
Das Nein der Nidwaldner Bevölkerung zum Sondierstollen für ein
Atommülllager im Wellenberg hat Folgen. Statt endlich die
Atommüllproduktion zu stoppen, sollen jetzt die Kantone entmachtet
werden. Das ist eine Steilvorlage für die Volksinitiative «Strom ohne
Atom». Nur sie sichert den Kantonen das Mitentscheidungsrecht
in der Bundesverfassung.

Von Armin Braunwalder,
SES-Geschäftsleiter

Damit hatten selbst die Gegnerinnen
des Sondierstollens nicht gerechnet: Mit
58 % Nein-Stimmen erteilte die
Nidwaldner Bevölkerung den Plänen für
ein Atommülllager im Wellenberg eine
endgültige Abfuhr. Damit ist das Projekt

vom Tisch. Die Genossenschaft
Nukleare Entsorgung Wellenberg
(GNW), die Nidwaldner Tochter der
Nagra, räumt ihre Büros in
Wolfenschiessen. Sie werde das Projekt «von
sich aus nicht mehr weiterverfolgen».
Wie im Märchen von Aladins Wunderlampe

zieht sich der quälende Nagra-
Geist in die Flasche, genauer, nach

Wettingen zurück. Der Bund jedoch,
so lässt sich die GNW-Sprachregelung
interpretieren, könnte den Geist wieder

aus der Flasche lassen. Das ist nach
der eindeutigen Willensäusserung des
NidwaldnerVolkes Demokratie-politisch
zwar völlig abwegig. Doch aufBundesebene

wird die Entmachtung der Kantone

bei der Realisierung von Atommülllagern

vorbereitet.

Der Ständerat hat dies im Rahmen der
Atomgesetzrevision bereits vor einem
Jahr beschlossen und in der Wintersession

bekräftigt - gegen den Willen
des Bundesrates. Die Damen und Herren

des Ständerates sind nach dem
Wellenberg-Entscheid erst recht entschlos¬

sen, diese harte Linie gegen den Nationalrat

durchzusetzen. Dieser sprach sich
einen Tag nach dem Fiasko am
Wellenberg knapp für ein «kantonales
Vetorecht» aus. In der Debatte schlug
insbesondere die «Wir sind das Volk»-Frak-
tion der SVP erstaunliche Kapriolen am
demokratischen Stufenbarren. Die SVP
lehnte das Mitentscheidungsrecht der
Kantone bei Atommülllagern geschlossen

ab. Zum geplanten Atommülllager
Benken im Zürcher Weinland soll also
die Zürcher Bevölkerung nichts zu
sagen haben. Die Zürcher SVP-Vertre-
terlnnen fanden sich bei ihrer
Demokratie-politischen Geisterfahrt in bester
Gesellschaft mit sämtlichen National-
rätlnnen der Zürcher FDP.

Steilvorlage für
«Strom ohne Atom»

Mitte Oktober 2002 liess auch die

Expertengruppe Entsorgungskonzepte
Radioaktive Abfälle (EKRA) die Katze

aus dem Sack. Der seit April 2002
vertraulich vorliegende «Beitrag zur
Entsorgungsstrategie für die radioaktiven

Abfälle in der Schweiz» wurde
aufDruck der SES veröffentlicht. Dieser
zweite EKRA-Bericht schlägt in die
gleiche Kerbe. Die erste Empfehlung
der Expertinnen lautet: «Die Kompetenzen

für die geologische Tiefenlagerung

werden ausschliesslich aufBundesebene

verankert. Regionalen
Mitspracherechten ist jedoch ein hoher Stellenwert

einzuräumen, auch über Kantonsund

Landesgrenzen hinweg.» Dieser
etwas nebulösen Formulierung
verschaffte der Genfer Geologie-Professor

und EKRA-Präsident, Walter Wildi,
am 10. Oktober 2002 mit einer
ungewöhnlichen Petition Nachdruck: Zusammen

mit Mitgliedern von ausserpar-
lamentarischen Kommissionen
(Kommission Nukleare Entsorgung KNE,
Kommission für die Sicherheit der
Kernanlagen KSA, EKRA, Kantonale
Fachgruppe Wellenberg KFW) schickte
Prof. Walter Wildi die Bittschrift an den
National- und Ständerat. Die Hauptforderung

lautet: «Standortentscheidungen
sind in demokratischerWeise auf
nationalem Niveau zu treffen. Standortregionen

sollen nur noch auf der Basis des
Aufden Abstimmungserfolg der Nidwaldnerlnnen folgt die Entmachtung
der Kantone.
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Bundesrechts konsultiert werden. Die
Möglichkeit, sicherheitstechnisch
geeignete Standorte durch kantonale
Beschlüsse zu blockieren, verunmög-
licht die Lösung der Entsorgungsaufgabe»,

schreiben die Petitionärlnnen.
Statt das Problem an der Wurzel zu
packen und die Atommüll-Produktion
endlich zu stoppen, soll also die
demokratische Mitentscheidung der Standortkantone

gestoppt werden. Diese
Entmachtung der Kantone ist Wasser auf
die Mühlen der Volksinitiative «Strom
ohne Atom». Mit ihrer Annahme wird
nämlich das Mitentscheidungsrecht in
der Bundesverfassung gesichert.

Kaiseraugst
schon vergessen?

Wenn sich die Damen und Herren
Wildi & Co. von ihrer Kontroll- bzw.
Expertenfunktion entfernen und aufdem

politischen Parkett mitspielen, dann
sollten sie auch die nötige politische
Konsequenz an den Tag legen (vgl.
Kasten). Denn nicht die demokratische
Mitentscheidung verunmöglicht die
Lösung der Entsorgungsaufgabe -
sondern das Fehlen eines gesamtheitlichen
Entsorgungskonzepts, das den geordneten

Rückzug aus der Atomenergie ein-
schliesst. Dies ist der Gordische Knoten,
den es endlich zu lösen gilt.

Die SES hat die Eckpfeiler einer
zielführenden Entsorgungsstrategie gegenüber

den Bundesbehörden in den letzten

vier Jahren wiederholt und deutlich
formuliert:

1. Abfall vermehrende Wiederaufarbeitung

und Atommüllproduktion
stoppen

2. Festlegen eines gesellschaftlich und
politisch breit abgestützten
Atommüll-Lagerkonzepts

3. Transparentes Standort-Auswahlverfahren

auf Grund des
Konzeptentscheids

4. Sicherung des demokratischen
Mitentscheidungsrechts bei Atommüll-
Lagern

Die SES befürwortet grundsätzlich die
Langzeitlagerung des Atommülls im
Inland. Die nötige Akzeptanz für einen
Lagerstandort wird man jedoch nur
finden können, wenn auch der atomkritische

Teil der Bevölkerung - und der
ist aufGrund aller Meinungsumfragen
grösser als 50 % - überzeugt werden
kann. Hier führt die eingeschlagene
Strategie der Entmachtung der Kantone
bei gleichzeitig unbefristeter Fortführung

der Atommüllproduktion mit
jeder Garantie endgültig in die
Sackgasse. Offenbar hat man Kaiseraugst
schon vergessen.

EKRA-Präsident für Atomausstieg
Der Genfer Geologie-Professor Walter Wildi entwickelt sich zur
Schlüsselfigur in der Schweizerischen Atompolitik. Er ist nicht
nur EKRA-Präsident, sondern auch Präsident der Kommission
für die Sicherheit derAtomanlagen und Präsident der kantonalen
Fachgruppe Wellenberg. WalterWildi hat längst erkannt, dass die
Lösung des Atommüllproblems nur über den Atomausstieg und
die Vermeidung der Atommüllproduktion zu erreichen ist. Dies
belegen zwei wegweisende Zitate.

«Sollen die Probleme immer weiter

hinausgeschoben, aber nicht
gelöst werden? Denn die
Wissenschaften kennen kein Rezept für
eine sichere und dauerhafte
Beseitigung von giftigen Abfällen.
Unsere Gesellschaft müsste daher
bald einmal einsehen, dass es nur
einen einzigen richtigenWeg aus
dem Abfalldilemma gibt: Die
Entstehung von giftigen Abfallen
aller Art muss so weit wie möglich
und um jeden Preis verhindert
werden.» (Hervorhebungen durch
den Autor, Prof. Walter Wildi im
Nachwort zu «Mythos Gewähr»,
1988)

«Eine weitere Kernkraftnutzung
auf der Basis der heutigen
Technologie ist undenkbar. Neue Anlagen

aufder Basis heutiger Reaktortechnik

wären schon allein aus
Sicherheitsüberlegungen nicht akzep¬

tierbar. Ganz abgesehen davon wären

sie am Standort nicht
durchzusetzen. Und die Nachrüstung der
alten Anlagen ist eine Illusion. Sie

Geologie-Professor Walter Wildi:
«Sie können einem alten VW Käfer
wohl breitere Pneus aufziehen und
stärkere Bremsscheiben montieren.
Es bleibt dennoch ein alter VWKäfer.»

können einem alten VW Käfer
wohl breitere Pneus aufziehen
und stärkere Bremsscheiben
montieren. Es bleibt dennoch ein alter
VW Käfer. Das neue
Kernenergiegesetz KEG sollte aufzeigen,

wie derAusstieg aus der
heutigen, veralteten Kernenergietechnologie

erfolgen könnte.» (VERA-
Bulletin 3/2001)

Im zweiten Bericht der EKRA kann
diese glasklare Haltung nur verschlüsselt

nachgelesen werden. Hier heisst
es: «Das Radionuklidinventar und die

Menge der zu lagernden Abfalle
bestimmen (jedoch) die Anforderungen
an potenzielle Lagerstandorte mit, so
dass es wesentlich ist, möglichst früh
Klarheit über das zu erwartende
Inventar zu erlangen.» (Anhang, S. 24)
Im Klartext heisst das: Es muss klar
sein, wann wie viele radioaktive
Abfalle anfallen, um die Anforderungen
an potenzielle Lagerstandorte seriös
bestimmen zu können. Solange das

definitive Lagerinventar aber nicht
bekannt ist, weil die abfallvermehrende
Wiederaufarbeitung aufunbestimmte
Zeit weitergeführt und die Betriebszeit

der AKW nicht befristet werden
soll, wird die Opposition gegen
Atommülllager unüberwindbarbleiben. Die
Katze wird sich so immer wieder in
den Schwanz beissen...
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